
Online-Magazin von mfe Haus- und Kinderärzte Schweiz

S E I T  3 0  J A H R E N  K E I N E  A N P A S S U N G E N  B E I M  A M B U L A N T E N  T A R I F

Manche sind gleicher
Für das Jahr 2023 hat der Bundesrat sich selber und dem Bundespersonal einen Teuerungsausgleich von 2.5% ge-
währt. Selbstverständlich gab es schon einen Teuerungsausgleich im Jahr davor. Und in dem davor. Und dem da-
vor.

Der Tarif für ambulante ärztliche Lei-
stungen Tarmed basiert auf fast 30
Jahre alten Daten. Die allgemeine
Teuerung betrug seither 17.5%, seit
Einführung des Tarifs 2004 immerhin
11.3%. Die Löhne im Gesundheitswe-
sen steigen überdurchschnittlich. Eine
Anpassung des Tarifs hat nie stattge-
funden. Die Anpassung der kantona-
len Taxpunktewerte erfolgte vorwie-
gend nach unten.

Die Einführung eines aktualisierten
Tarifs wird verhindert bzw. mutwillig
hinausgezögert. Die vom neuen Tarif
Tardoc geforderte Kostenneutralität
verhindert von Anfang an eine wirt-
schaftlich korrekte Abgeltung der Lei-
stungen in der ärztlichen Praxis.
Teuerung findet offenbar bei uns nicht

statt, bzw. soll sie von der Ärzteschaft
berappt werden.

Der mit Abstand grösste Anteil der In-
frastrukturkosten einer Arztpraxis ent-
fällt auf die Löhne des Personals. Der
Lohnanstieg beträgt fast das Dreifa-
che der allgemeinen Teuerung. Ärz-
tinnen und Ärzte bezahlen dafür. Das
ärztliche Einkommen sinkt von Jahr zu
Jahr, seit über 20 Jahren. Von einem
Teuerungsausgleich können wir nur
träumen oder in der Zeitung davon le-
sen, für andere.

In der Sommersession diskutieren die
Räte über einen Teuerungsausgleich
für sich selber. Die Teuerung von ak-
tuell über 3% sei seit 2010 nicht aus-
geglichen worden. Gemäss Personal-

ressourcengesetz besteht ein An-
spruch auf einen angemessenen
Teuerungsausgleich.

Die Ärzteschaft kann sich nicht auf ein
entsprechendes Bundesgesetz beru-
fen. Immerhin fordert die Bundesver-
fassung eine «angemessene Abgel-
tung für die Leistungen der Hausarzt-
medizin». Wir gehen davon aus, dass
die 88% Befürworter des Verfas-
sungsartikels 117a damit nicht stän-
dig sinkende Einkommen der Haus-
und Kinderärzte gemeint haben kön-
nen.
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